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A 0247/2021 (BJD) 
Auftrag Janine Eggs (Grüne, Dornach): Förderung von autofreien und autoarmen 

Wohnbebauungen (15.12.2021)  

 
Der Regierungsrat wird beauftragt, Massnahmen zu ergreifen, um autofreie und autoarme 
Wohnbebauungen zu fördern. 
 
Begründung 15.12.2021: schriftlich. 
 
Immer mehr Menschen haben kein eigenes Auto, sondern nutzen den öffentlichen Verkehr 
(ÖV), Velos oder Car-Sharing-Angebote. Insbesondere in Ortschaften mit gutem ÖV-Anschluss 
ist der Besitz eines eigenen Autos längst nicht mehr Standard. Im *Planungs- und Baugesetz 
(PBG) § 147 sowie der Kantonalen Bauverordnung (KBV) § 42 ist jedoch die Erstellung von 
Abstellplätzen vorgeschrieben (Richtwert gemäss KBV Anhang III: 1.1 Abstellplätze pro Woh-
nung oder 100 m2). Nur mit einer ausreichenden Begründung und sofern nicht überwiegende 
Interessen des Umweltschutzes oder der Raumplanung entgegenstehen, können Gemeinden 
die Zahl der Abstellplätze reduzieren. Diese Reduktion sollte nicht nur geduldet, sondern viel 
mehr gefördert werden. Bei autoarmen oder autofreien Wohnbebauungen sind keine res-
pektive weniger oberirdische Parkplätze zu erstellen, womit der Versiegelung der knappen 
und wertvollen Ressource Boden entgegengewirkt wird. Zudem werden mit dem Verzicht auf 
den Bau von Tiefgaragen CO2-Emissionen und Kosten eingespart. Weiter wird dem wachsen-
den Bedürfnis entsprochen, kein eigenes Auto zu besitzen und folglich auch keinen Parkplatz 
erstellen zu müssen. 
Aus diesen Gründen soll der Regierungsrat Massnahmen ergreifen, um autofreie und auto-
arme Wohnbebauungen zu fördern Dies kann beispielsweise durch Sensibilisierung der Ge-
meinden, Bauherrschaften, Architektur- und Planungsbüros, mit entsprechenden Stellung-
nahmen bei Ortsplanungen und weiteren Nutzungsplanungen, mit Musterreglementen oder 
Beratungsangeboten geschehen. Ebenfalls denkbar sind eine Anpassung der Richtwerte in 
der KBV, der Verzicht auf Ersatzabgaben oder die Schaffung von finanziellen Anreizen sowie 
ganz allgemein die Stärkung von ÖV- und Velo-Angeboten. 
 
Unterschriften: 1. Janine Eggs, 2. Barbara Wyss Flück, 3. Heinz Flück, Anna Engeler, Marlene 
Fischer, Myriam Frey Schär, David Gerke, Daniel Urech, Simone Wyss Send (9) 
 
 

* Nachträgliche Korrektur: Korrekte Bezeichnung der zitierten Gesetzesbestimmung 


